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Liebe Leserinnen und Leser, 

es war wieder Sitzungswoche in Berlin und neben 

einer Reihe von wichtigen Gesprächen freute ich 

mich über eine Besuchergruppe aus meinem Wahl-

kreis. Mit dabei auch ein echtes Urgestein unserer 

SPD. Auf den Monat genau 50 Jahre lang ist Rolf 

Schwietring aus Senden ein engagierter Sozialde-

mokrat und tritt für Freiheit, Gerechtigkeit und So-

lidarität ein. Über 10.000 Bürgerinnen und Bürger 

haben sich in den letzten Wochen entschieden 

auch Mitglied der SPD zu werden. Im Schnitt zählt 

unsere SPD alle 8 Minuten ein Neumitglied. Da 

zeigt, es bewegt sich was in unserem Land und 

viele wollen sich dafür engagieren. Wann dürfen 

wir Sie in unserer Mitte begrüßen? 

 

Die Inhaftierung des deutsch-türkischen Journalis-

ten Deniz Yücel ist ein weiterer schwerer Schlag ge-

gen die Presse- und Meinungsfreiheit in der Türkei. 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die sofortige 

Freilassung von Deniz Yücel und ein faires recht-

staatliches Verfahren zur Aufklärung der gegen ihn 

erhobenen Anschuldigungen. Gleiches gilt für alle 

anderen zu Unrecht inhaftierten Journalisten in der 

Türkei. Presse- und Meinungsfreiheit sind in einer 

Demokratie nicht verhandelbar. 

Mir bereitet es großes Unbehagen, wenn türkische 

Politiker in Deutschland Werbung für eine Verfas-

sungsreform machen wollen, mit der die Macht des 

Parlamentes und damit die demokratische Gewal-

tenteilung in der Türkei deutlich eingeschränkt 

würden. Wer wie die Türkei diese Grundrechte 

nicht beachtet, wird weiterhin mit unserem lauten 

Widerspruch rechnen müssen. Dabei lassen wir uns 

weder einschüchtern noch provozieren. Dies gilt 

auch mit Blick auf absurde Anschuldigungen oder 

Drohungen, wenn deutsche Kommunen von ihrem 

Recht Gebrauch machen, Veranstaltungen türki-

scher Politiker im öffentlichen Raum wegen Gefah-

ren für die öffentliche Sicherheit abzusagen. 

Ihr 
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Arbeitslosengeld Q: Mehr Sicherheit durch 

Qualifizierung       

 
Unser Land steht heute wirtschaftlich hervorra-

gend da. Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ist anhal-

tend positiv, die Zahl der 

Arbeitslosen niedrig. Wir 

Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten wollen, 

dass das so bleibt. Dafür 

müssen wir heute die rich-

tigen Weichen stellen.  

Denn unsere Arbeitswelt 

steckt im tiefgreifenden 

Wandel: Durch die umfassende Digitalisierung al-

ler Arbeits- und Produktionsbereiche werden 

neue Tätigkeiten und Qualifikationen nachge-

fragt, während andere nicht länger gebraucht 

werden. Deshalb müssen wir mehr in die Qualifi-

zierung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern investieren. Nur so verhindern wir, dass 

sich der Fachkräftemangel in manchen Berufen 

verstärkt und gleichzeitig Menschen arbeitslos 

sind, weil sie die erforderlichen neuen Qualifikati-

onen nicht erwerben konnten. 

Daher ist es so wichtig, ein Recht auf Weiterbil-

dung zu schaffen. Die „Bundesagentur für Arbeit 

und Qualifizierung“ soll gesetzlich verpflichtet 

werden, Arbeitslosen, die innerhalb von drei Mo-

naten keine neue Beschäftigung finden, ein Ange-

bot für eine Qualifizierung zu machen, die die 

Vermittlungschancen nachhaltig erhöht. Gleich-

zeitig sollen alle Beschäftigten für die Dauer ihres 

Erwerbslebens einen An-

spruch auf Beratung über 

berufliche Weiterbildung 

erhalten. Dafür sieht das 

Konzept des Arbeitslo-

sengelds Q vor, die Bun-

desagentur für Arbeit zu 

einer Bundesagentur für 

Arbeit und Qualifizierung 

weiterzuentwickeln. Wir wollen zudem die 

Schwelle für den Bezug von Arbeitslosengeld I ab-

senken. Damit sind auch jene abgesichert, die wie 

in der Kreativbranche oftmals nur kurzfristig be-

schäftigt sind.  

 

Wir finden: Wer auf einem sehr beweglichen Ar-

beitsmarkt eine neue Beschäftigung finden muss, 

der soll sich auf einen wirksamen Schutz der Ar-

beitslosenversicherung verlassen können.  

 

Das Arbeitslosengelds Q ist ein kluges, innovati-

ves Konzept, das mehr Sicherheit mit deutlich 

mehr Investitionen in die berufliche Qualifizie-

rung und Weiterbildung verbindet. 
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Die SPD steht für eine moderne und gerechte Ar-

beitsmarktpolitik, die sich darum kümmert, dass 

die Menschen auch im 21. Jahrhundert schnell ei-

nen Job finden – gut bezahlt und zu fairen Bedin-

gungen. Deshalb werden wir in dieser Legislatur-

periode auch weiter für das Gesetz zur Entgelt-

gleichheit und für ein Rückkehrrecht von Teilzeit-

beschäftigten in Vollzeit kämpfen. 

 

SPD-Fraktion legt Gesetzentwurf gegen Ge-

haltexzesse bei Managern vor 

Wer Außergewöhnliches leistet oder viel Verant-

wortung trägt, der hat ein entsprechend hohes Ge-

halt verdient. Ein Blick in deutsche Chefetagen 

zeigt jedoch, dass Maß und Mitte in vielen börsen-

notierten Unternehmen offensichtlich verloren ge-

gangen sind: Heute verdienen Vorstände im 

Schnitt mehr als das 50fache des Durchschnittsver-

diensts im Betrieb – unabhängig vom eigentlichen 

Arbeitserfolg. Hohe Zusatzleistungen („Boni“) wer-

den sogar dann noch gezahlt, wenn ein Unterneh-

men wegen Missmanagements Verluste macht 

und Beschäftigte um ihren Job zittern müssen. Mit 

diesem Missverhältnis muss endlich Schluss sein! 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat daher einen Ge-

setzentwurf vorgelegt, der in Aktiengesellschaften 

wieder für ein angemessenes Verhältnis zwischen 

Vorstandsgehälter und Durchschnittsverdienst 

sorgen soll. 

Wir sind der Meinung: Überhöhte Gehälter dürfen 

nicht auch noch von allen Steuerzahlern mitbe-

zahlt werden. Deshalb fordern wir, dass nur noch 

Gesamtbezüge bis maximal 500.000 Euro als Be-

triebsausgabe steuerlich absetzbar sein dürfen. Zu-

dem wollen wir die unsägliche Praxis beenden, 

dass schlechte Leistungen auch noch belohnt wer-

den: Künftig soll der Aufsichtsrat das Recht erhal-

ten, in diesem Fall Gehälter oder Ruhebezüge von 

Vorständen nachträglich herabzusetzen. Außer-

dem verpflichten wir die Eigentümer, das Verhält-

nis zwischen Vorstandvergütung und Durch-

schnittsverdienst im Unternehmen zu beschließen. 

Die Mitbestimmungsrechte von Arbeitnehmern 

bleiben hiervon unberührt. Denn der Aufsichtsrat 

behält das alleinige Vorschlagsrecht über das Ver-

gütungssystem.  
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60 Jahre Römische Verträge: Europas Zu-

sammenhalt verteidigen 

In zwei Wochen jährt sich zum 60. Mal die Unter-

zeichnung der Römischen Verträge. Nur wenige 

Jahre nach den verheerenden Zerstörungen und 

dem unermesslichen Leid des Zweiten Weltkrieges 

reichten sich damals ehemalige Feinde die Hand. 

Im festen Wille, dass nicht länger Schlachtfelder 

und Schützengräben, sondern eine enge Zusam-

menarbeit auf den Grundwerten von Frieden, Frei-

heit und Recht die Zukunft Europas bestimmen 

sollten. Die sechs Gründungsstaaten der heutigen 

Europäischen Union legten damit den Grundstein 

für eines der mutigsten und erfolgreichsten Frie-

densprojekte der Menschheit. 

 

Die europäische Integration hat Geschichte ge-

schrieben. Sie ist alles andere als überholt. Würde 

es die EU heute nicht geben, man müsste sie grün-

den! Denn mehr denn je hängt unser Wohl heute 

davon ab, dass wir einem zerstörerischen Nationa-

lismus auf unserem Kontinent Einhalt gebieten 

und Probleme solidarisch lösen.  

 

 

Ich bin überzeugt: Nur gemeinsam können wir in 

Europa unsere Freiheit, unsere Sicherheit und un-

seren Wohlstand in einer sich dynamisch wandeln-

den Welt wahren.  

 

 

 

SPD-Bundestagsabgeordneter Ulrich Hampel 

gratuliert Frauen aus dem Kreis Coesfeld 

 
Anlässlich Internationalen Frauentages in dieser 

Woche überraschte ich die Frauen meiner Besu-

chergruppe mit einem süßen Gruß. Die Gruppe aus 

dem Kreis Coesfeld war auf meine Einladung hin  in 

Berlin und absolvierte ein umfangreiches Pro-

gramm. Wir als SPD stehen für  Gleichberechtigung 

und Gleichstellung. Seit die beiden Sozialdemokra-

tinnen Clara Zetkin und Käte Duncker 1911 den In-

ternationalen Frauentag ins Leben riefen, wurde 

viel erkämpft und viel erreicht. Doch das Erreichte 

muss jeden Tag aufs Neue verteidigt werden. Frau-

enrechte werden momentan weltweit massiv in 

Frage gestellt. Auch bei uns in Deutschland steht 

viel auf dem Spiel. Deutsche Rechtspopulisten pro-

pagieren ein äußerst konservatives Familienbild.  
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Die Familie besteht ihrer Meinung nach aus Vater, 

Mutter und idealerweise drei Kindern. Andere Fa-

milienformen lehnen sie ab und Alleinerziehende 

sollen nicht vom Staat unterstützt werden. Wir So-

zialdemokratinnen und Sozialdemokraten stellen 

deshalb klar: Mit uns gibt es kein Zurück in die Ge-

sellschaft der 50er Jahre. Wir stehen gemeinsam 

mit Martin Schulz für eine offene und tolerante De-

mokratie, in der Menschen unabhängig von Ge-

schlecht, sexueller Identität, Hautfarbe, Religion, 

Beruf und Einkommen oder Herkunft gleichberech-

tigt und respektvoll miteinander leben. Wir wollen 

die vollständige Gleichstellung von Frauen und 

Männern - in allen gesellschaftlichen Bereichen, 

auf allen Ebenen. Dafür werden wir weiter kämp-

fen!  

 

Neue Regelung für Sofortabschreibungen – 

Eine gute Nachricht für den Mittelstand 

Einen echten Meilenstein im Kampf gegen Büro-

kratie bildet die vor kurzem beschlossene Anhe-

bung der Grenze für die Sofortabschreibung soge-

nannter geringwertiger Wirtschaftsgüter (GWG). 

Diese soll auf 800 Euro angehoben werden. Die 

Abschreibungsgrenze für GWG wurde in den 

1960er-Jahren des vergangenen Jahrhunderts auf 

800 DM festgelegt und liegt derzeit bei 410 Euro. 

Sie wurde also seit mehr als 50 Jahren nicht mehr 

angehoben. Seit vielen Jahren wird von der mit-

telständischen Wirtschaft gefordert, den veralte-

ten Schwellenwert an die betrieblichen Realitä-

ten anzupassen. Umso erfreulicher ist es, dass 

dies jetzt noch in dieser Legislaturperiode pas-

siert.   

Gerade kleine Betriebe und Handwerker profitie-

ren davon, auch in unserer Region. Sie werden 

von aufwändigen Aufzeichnungspflichten be-

freit, wenn sie Wirtschaftsgüter im Wert unter-

halb des Grenzwertes anschaffen, sei es ein neues 

iPhone, eine Bohrmaschine oder einen Büro-

schrank. Gleichzeitig verbessert die Anhebung 

der Grenze auch die Liquidität und die Innenfi-

nanzierung bei Investitionen der Unternehmen. 

Die geplante Anhebung soll kurzfristig umgesetzt 

werden, damit sie 2018 wirken kann. Das ist eine 

gute Nachricht für den Mittelstand.  
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Wettbewerbsrecht fit für die Digitalisierung 

machen 

Wir haben in dieser Woche abschließend die 

neunte Änderung des Gesetzes gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen beraten. Zum einen soll 

künftig verhindert werden, dass sich Unterneh-

men durch Vermögensverschiebungen und Um-

strukturierungen ihrer Strafe entziehen können. 

Dazu wird eine unternehmensbezogene Sanktion 

eingeführt, mit der künftig auch lenkende Kon-

zernmütter für Bußgelder einstehen müssen. 

Dies entspricht auch dem aktuellen, europäi-

schen Recht. Zum anderen wird das Kartellrecht 

weiter an die Digitalisierung der Wirtschaft ange-

passt: Durch neue daten- und internetbasierte 

Geschäftsmodelle entstehen zunehmend Kon-

zentrationstendenzen in bestimmten Geschäfts-

feldern. Mit der Kartellrechtsnovelle soll besser 

verhindert werden, dass sich marktbeherr-

schende Unternehmen missbräuchlich verhalten. 

Schließlich setzt die Novelle neues europäisches 

Recht um, damit Verbrauchern oder Unterneh-

men, denen durch Kartelle Schaden entstanden 

ist, schneller und einfacher ihren Schaden vor Ge-

richt ersetzt bekommen.                                                  

 

Strafverfahren effektiver ausgestalten 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Bun-

desregierung sollen insbesondere verschiedene 

Vorschläge zur Verfahrensvereinfachung und –

beschleunigung umgesetzt werden, ohne die 

Rechte der Verfahrensbeteiligten zu beschrän-

ken. So soll u.a. im Ermittlungsverfahren eine 

Aktuelle Themen im Plenum 
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Pflicht für Zeugen eingeführt werden, bei der Poli- 

zei zu erscheinen. Zeugen, die auf Ladung der Po-

lizei nicht erscheinen oder die Aussage ohne ei-

nen gesetzlich anerkannten Grund verweigern, 

müssen danach nicht mehr von der Staatsanwalt-

schaft oder dem Gericht vernommen werden, 

wenn dies keine sachlichen Vorteile bietet. Zur 

Entlastung der Staatsanwaltschaften soll auch 

die Ergänzung des Katalogs der Privatklagedelikte 

um den Tatbestand der Nötigung beitragen. Fälle 

von Nachbarschafts- und sonstigen privaten 

Streitigkeiten sollen damit einheitlich auf den Pri-

vatklageweg verwiesen werden können. Nicht 

gelten soll dies für besonders schwere Fälle von 

Nötigung. 

 

Arzneimittelversorgung stärken 

Die Entwicklung innovativer Arzneimittel und 

neuer Wirkstoffe ist nicht nur wichtig für eine 

gute Gesundheitsversorgung, sondern auch für 

die Gesundheitswirtschaft in Deutschland. Aus 

diesem Grund haben das Bundesministerium für 

Gesundheit, das Bundesministerium für Bildung 

und Forschung sowie das Bundeswirtschafts-     

ministerium in den vergangenen zwei Jahren ei-

nen intensiven Dialog mit Vertretern der pharma-

zeutischen Verbände, der Wissenschaft und der 

IG BCE geführt. Das Gesetz, das wir diese Woche 

abschließend beraten werden, greift wichtige An-

regungen aus diesem „Pharmadialog“ auf und 

enthält weitere Regelungen, die notwendig sind, 

um die Arzneimittelversorgung auf hohem Ni-

veau sicherzustellen. Unter anderem sollen die 

Besonderheiten von Kinderarzneimitteln bei der 

Nutzenbewertung noch besser berücksichtigt 

werden. Bei der Nutzenbewertung von Antibio-

tika wird zukünftig die Resistenzsituation mit ein-

bezogen. Die Transparenz über die ausgehandel-

ten Erstattungsbeträge bleibt auch in Zukunft er-

halten. Hersteller werden verpflichtet, Liefereng-

pässe zu melden, wenn sie Krankenhausapothe-

ken nicht beliefern können. Das geltende Preis-

moratorium für Arzneimittel ohne Preisregulie-

rung wird bis Ende 2022 verlängert, wobei ab 2018 

eine Preisanpassung entsprechend der Inflations-
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rate stattfinden soll. Zur Sicherstellung der flä-

chendeckenden Arzneimittelversorgung durch 

Apotheken wird zudem die Vergütung bei Stan-

dard-Rezepturarzneimitteln und Betäubungsmit-

teln erhöht. Die Ausschreibungen für Impfstoffe 

und für Zytostatika werden beendet. 

 

Rechte von Hinterbliebenen stärken 

Mit dem von der Regierungsfraktionen CDU/CSU 

und SPD eingebrachten Gesetzentwurf soll eine 

klare Rechtsgrundlage für die Entschädigung von 

Hinterbliebenen geschaffen werden, die durch 

eine Straftat oder einen Unfall einen nahestehen-

den Menschen verloren haben. Angehörigen 

steht derzeit nach ständiger Rechtsprechung nur 

dann ein Schmerzensgeldanspruch zu, wenn sie 

eine psychische Gesundheitsbeschädigung im 

Sinne des § 823 BGB erleiden und diese auch 

nachweisen können. Der Gesetzentwurf sieht vor, 

diese Hürden für einen Anspruch auf Entschädi-

gung abzusenken. Künftig sollen Hinterbliebene 

vom Ersatzpflichtigen eine angemessene Ent-

schädigung für ihr seelisches Leid wegen der 

fremdverursachten Tötung verlangen können. 

Die Höhe der Anspruchssumme soll im Einzelfall 

durch die Gerichte bestimmt werden. Der Kreis 

der Anspruchsberechtigten ist dabei auf solche 

Personen eingegrenzt, die in einem besonderen 

persönlichen Näheverhältnis zum Getöteten 

standen. 

 

Mehr Wohnraum schaffen, Kommunen stär-

ken 

Diese Woche berieten wir abschließend den Ge-

setzentwurf der Bundesregierung zur Umsetzung 

der EU-Richtlinie im Städtebaurecht und zur Stär-

kung des neuen Zusammenlebens in der Stadt. 

Mit dem Gesetz wird das Baugesetzbuch an die 

geänderte Richtlinie zur Umweltverträglichkeits-

prüfung angepasst und eine neue Baugebietska-

tegorie „Urbane Gebiete“ eingeführt.  

 

Viele Städte brauchen dringend Wachstumsper-

spektiven und bezahlbaren Wohnraum. Mit dem 

Gesetz erhalten Städte und Kommunen verbes-

serte Möglichkeiten der Nachverdichtung in In-

nenstädten, so dass eine höhere Bebauungs-
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dichte möglich wird, um zusätzlichen bezahlba-

ren Wohnraum zu schaffen. Mit dem neuen Bau-

gesetzbuch wird das Bauen in stark verdichteten 

städtischen Gebieten leichter und schneller. Der 

Gesetzentwurf greift zudem weitere städtebauli-

che Anliegen auf: So werden u.a. Rechtsunsicher-

heiten für Ferienwohnungsbetreiber und Kom-

munen in Zusammenhang mit der Genehmigung 

vor allem in reinen und allgemeinen Wohngebie-

ten beseitigt und die kommunalen Steuerungs-

möglichkeiten ausgeweitet. Auf diese Weise wird 

verhindert, dass Wohnraum vor Ort dem Markt 

entzogen wird.  

 

Carsharing-Angebote auf öffentlichen Park-

plätzen bevorzugen 

Im Koalitionsvertrag haben wir festgelegt, das 

Carsharing bundesweit zu fördern. Im vorliegen-

den Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung be-

raten, schaffen wir eine Ermächtigungsgrundlage 

dafür, Carsharing im öffentlichen Parkraum zu 

bevorzugen. Länder und Kommunen sollen Park-

flächen für Carsharing reservieren und sie von 

Parkgebühren befreien dürfen. Dazu soll per Ver-

ordnung eine festgeschriebene Kennzeichnung 

der privilegierten Fahrzeuge eingeführt werden. 
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Subsidiaritätsrüge gegen des Europäische 

Dienstleistungspaket 

Zur Umsetzung ihrer Binnenmarktstrategie hat 

die EU-Kommission ein sogenanntes Dienstleis-

tungspaket vorgelegt. Dieses enthält unter ande-

rem ein strenges Notifizierungsverfahren und 

eine sogenannte Verhältnismäßigkeitsprüfung. 

Diese geben der Kommission das Recht, Verände-

rungen an der nationalen Gesetzgebung im Be-

reich der Regulierung von Dienstleistungsberufen 

aufzuhalten oder ganz zu untersagen, wenn diese 

nicht der europäischen Dienstleistungsrichtlinie 

entsprechen. Ziel der Kommission ist es, Barrieren 

im Dienstleistungsbereich in der EU abzubauen. 

Mit ihren Maßnahmen greift die Kommission al-

lerdings tief in die gesetzgeberischen Möglichkei-

ten der Mitgliedstaaten im Bereich der dienstleis-

tenden Berufe ein, obwohl sie dazu keine Rechts-

grundlage hat. Die Regulierung von Berufen ist 

nationales Recht. Deshalb haben wir uns in der 

Koalition auf eine Subsidiaritätsrüge verständigt. 

 

Identitätsnachweis im Netz sicherer machen 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, über 

den wir in erster Lesung beraten, hat zum Ziel, die 

Nutzung der Online-Ausweisfunktion (eID) des 

elektronischen Personalausweises zu befördern. 

Insbesondere soll die elektronische Ausweisfunk-

tion stärker in der Verwaltung genutzt werden. 

Der Personalausweis mit sogenannter eID-Funk-

tion wurde 2010 eingeführt ist jedoch in seiner 

Verbreitung deutlich hinter den Erwartungen zu-

rück geblieben. Ein Grund liegt darin, dass die Ver-

fahren zur Freischaltung bislang aufwendig sind 

und nur wenige Nutzungsmöglichkeiten zur Ver-

fügung stehen. Der Gesetzentwurf hat daher zum 

Ziel gesetzliche Hürden abzubauen und die Ein-

satzmöglichkeiten der Online-Ausweisfunktio-

nen des elektronischen Personalausweises zu ver-

breitern und die Sicherheit bei der Anwendung zu 

erhöhen. Dafür wird u.a. künftig jeder neue Perso-

nalausweis einsatzbereit für den elektronischen 

Identitätsnachweis ausgegeben. 
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Polizei und Rettungskräfte beim Einsatz 

schützen 

Im Jahr 2015 sind gewalttätige Übergriffe auf Po-

lizei und Einsatzkräfte um knapp 10 Prozent im 

Vergleich zum Vorjahr gestiegen. Das ist erschre-

ckend. Solche Angriffe sind Angriffe auf uns alle 

und auf unseren Rechtsstaat. Mit dem vorliegen-

den Gesetzentwurf wollen wir Vollzugsbeamte 

und Rettungskräfte beim Einsatz besser schützen. 

Wir finden: Auch wer täglich Streife geht oder in 

der Amtsstube seinen Dienst verrichtet, hat mehr 

Respekt verdient.  

 

Deshalb soll ein neuer, eigenständiger Tatbe-

stand im Strafrecht eingeführt werden, der Poli-

zisten, Rettungskräfte und Feuerwehrleute be-

trifft und der mit einem verschärftem Strafrah-

men (Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren) ausgestaltet wird. Tätliche Angriffe gegen 

Polizisten und Rettungskräfte werden in Zukunft 

also härter sanktioniert. Die SPD-Bundestagsfrak-

tion wird sich zudem weiter für mehr Personal 

und eine bessere Ausstattung von Sicherheits-

kräften (z.B. Bodycams) einsetzen. Prävention 

und Sanktion, beides ist notwendig, um Angriffe 

gegen Polizei und Rettungskräfte wirksamer zu 

unterbinden. 

 

Verbraucherschutz im Baurecht stärken 

Mit dem Gesetzentwurf, der in erste Lesung bera-

ten wird, wird das Werkvertragsrecht moderni-

siert und den Anforderungen von Bauvorhaben 

angepasst. Im Vordergrund steht dabei der Ver-

braucherschutz. Der Gesetzentwurf regelt u.a., 

dass Bauunternehmer künftig verpflichtet sind, 

Verbrauchern vor Vertragsschluss eine Baube-

schreibung zur Verfügung zu stellen, die be-

stimmten Mindestanforderungen genügt. Dies 

ermöglicht Verbrauchern einen genauen Über-

blick über die angebotene Leistung. Neu ist eine 

Pflicht der Parteien, im Bauvertrag eine verbindli-

che Vereinbarung über die Bauzeit zu treffen. Au-

ßerdem sollen Verbraucher künftig das Recht er-

halten, einen Bauvertrag innerhalb von 14 Tagen 

ab Vertragsschluss zu widerrufen. 

Wenn sich während der Bauausführung Wünsche 

und Bedürfnisse des Bauherrn wandeln, kann Än-

derungsbedarf entstehen. Die geplanten Neure-

gelungen erleichtern es dem Bauherrn, den Ver-

tragsinhalt im Einvernehmen mit dem Unterneh-
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mer an seine neuen Wünsche anzupassen (An-

ordnungsrecht des Bestellers). Außerdem sollen 

beide Vertragsparteien den Bauvertrag künftig 

aus wichtigem Grund kündigen können. Ebenfalls 

geregelt wird die Übernahme der Aus- und Ein-

baukosten im Falle mangelhafter, verbauter Ma-

terialien. 

 

 

Betriebsrenten stärken 

Betriebsrenten stellen eine sinnvolle Ergänzung 

zur gesetzlichen Rente dar. Doch vor allem in klei-

nen und mittleren Unternehmen gibt es diese 

Möglichkeit der Altersvorsorge oft nicht. Darüber 

hinaus nutzen gerade Beschäftigte mit niedrigem 

Einkommen Betriebsrenten viel zu selten. Der Ge-

setzentwurf, den wir diese Woche in erster Le-

sung beraten, richtet sich deshalb in erster Linie 

an kleine und mittlere Unternehmen sowie an Be-

schäftigte mit geringem Einkommen. Unter an-

derem soll den Sozialpartnern ermöglicht wer-

den, künftig auf der Grundlage von Tarifverträgen 

reine Beitragszusagen einzuführen. Auf diese 

Weise werden die Arbeitgeber von ihren bisheri-

gen Haftungsrisiken entlastet. In der gesetzlichen 

Kranken und Pflegeversicherung sollen über den 

Arbeitgeber organisierte Riester-Renten künftig 

genauso behandelt werden wie zertifizierte Ries-

ter-Verträge. Sie bleiben damit in der Verren-

tungsphase beitragsfrei. Ebenso sollen freiwillige 

Zusatzrenten in der Grundsicherung im Alter und 

bei Erwerbsminderung künftig bis zu 202 Euro an-

rechnungsfrei bleiben, so dass die Betroffenen 

stärker von ihren Vorsorgeleistungen profitieren. 

Die Riester-Zulage soll ab 2018 von jährlich 154 

Euro auf 165 Euro angehoben werden. 
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Schon Facebook geliked? 

Wer meine politische Arbeit in Echtzeit mit verfol-

gen möchte und stets auf dem Laufenden bleiben 

will, worum es gerade in Berlin oder in meinem 

Wahlkreis geht, der hat es ganz ein-fach. Ein klei-

ner Klick auf meiner Facebook-Seite (www.face-

book.ulrich-hampel.de) bei „Gefällt mir“ und die 

Nachrichten, Beiträge, Meldungen und manch-

mal auch die kleinen alltäglichen Erlebnisse sind 

auf Ihrem/ deinem Bildschirm. 
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